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Beschluss  

der Wirtschaftsministerkonferenz 

aufgrund der Amtschefskonferenz  

am 22. November 2023 

in Berlin 

 

 

 

Punkt 1.1 der Tagesordnung: 

Mittelfristige Planung der Lagerhaltung bzw. Speicherung fossiler und erneuerbarer 
Energieträger 
 
 

Die Wirtschaftsministerkonferenz nimmt den Bericht des Bundesministeriums für 

Wirtschaft und Klimaschutz zur Kenntnis. 

 





Beschluss  

der Wirtschaftsministerkonferenz 

aufgrund der Amtschefskonferenz  

am 22. November 2023 

in Berlin 

 

 

 

Punkt 1.2 der Tagesordnung: 
Schaffung von Rahmenbedingungen und Unterstützung des Hochlaufs   
der Wasserstoffwirtschaft  

 

 

Die Wirtschaftsministerkonferenz nimmt den Bericht des Bundesministeriums für 

Wirtschaft und Klimaschutz zur Kenntnis. 

 





Beschluss  

der Wirtschaftsministerkonferenz 

aufgrund der Amtschefskonferenz  

am 22. November 2023 

in Berlin 

 

 

 

Punkt 1.3 der Tagesordnung: 
Maßnahmen zur Förderung der Bioökonomie und Kreislaufwirtschaft  

 

 

Die Wirtschaftsministerkonferenz nimmt den Bericht des Bundesministeriums für 

Wirtschaft und Klimaschutz zur Kenntnis. 

 





Beschluss  

der Wirtschaftsministerkonferenz 

aufgrund der Amtschefskonferenz  

am 22. November 2023 

in Berlin 

 

 

 

Punkt 1.4 der Tagesordnung: 
Fördermöglichkeiten für die Nutzung von Digitalisierungspotentialen  
zur Erhöhung der ökonomischen Resilienz  

 

 

Die Wirtschaftsministerkonferenz nimmt den Bericht des Bundesministeriums für 

Wirtschaft und Klimaschutz zur Kenntnis. 

 





Beschluss  

der Wirtschaftsministerkonferenz 

aufgrund der Amtschefskonferenz  

am 22. November 2023 

in Berlin 

 

 

 

Punkt 2.1 der Tagesordnung: 
Umsetzung des Handlungskonzeptes Stahl der Bundesregierung 
 
 

1. Die Wirtschaftsministerkonferenz dankt dem Bundesministerium für Wirtschaft und 

Klimaschutz (BMWK) für den Bericht über den Stand der Umsetzung und 

Weiterentwicklung des 2020 verabschiedeten „Handlungskonzepts Stahl“. 

2. Die Wirtschaftsministerkonferenz unterstützt die im Handlungskonzept adressierten 

Ziele, die Umstellung der Stahlproduktion auf CO2-ärmere Technologien zu fördern, 

Carbon Leakage zu verhindern und Chancengleichheit auf dem globalen Stahlmarkt 

zu gewährleisten. 

3. Die Wirtschaftsministerkonferenz begrüßt das vom BMWK in seiner Industrie-

strategie formulierte starke Bekenntnis zu den energieintensiven und außenhandels-

abhängigen Grundstoffindustrien, ihrer Bedeutung für den sozialen Ausgleich 

ermöglichenden Wohlstand, sichere Arbeitsplätze und Resilienz und zur erforder-

lichen Transformation der Industrie in Deutschland. Dies gilt in besonderem Maß 

auch für die Stahlindustrie, die Basis vieler für die gesamte Wirtschaft relevanter 

Wertschöpfungsketten und Beschäftigungsbeiträge in Deutschland ist. 

4. Die Wirtschaftsministerkonferenz weist darauf hin, dass eine klimaneutrale 

Stahlproduktion zwingend auf grüne Elektrifizierung und elektrolytisch erzeugten 

grünen Wasserstoff angewiesen ist und dafür schnellstmöglich die politischen und 

infrastrukturellen Rahmenbedingungen benötigt. Für den Erhalt einer wettbewerbs-

fähigen und leistungsfähigen Stahlindustrie in Deutschland und als Grundlage für die  
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Transformation sind daher dringend international wettbewerbsfähige Strompreise 

notwendig. Dafür ist der beschleunigte und bedarfsgerechte Ausbau der erneuerbaren 

Energien und Netze (Strom und Wasserstoff) zwingend erforderlich sowie die 

Entwicklung eines intelligenten Energiemarktdesigns unter Einbeziehung passender 

Back-Up-Kraftwerkskapazitäten. 

5. Die hohen Energiekosten in Deutschland belasten weiterhin die energieintensiven 

Branchen wie die Stahlindustrie. Insbesondere die stromintensive Elektrostahl-

produktion ist von den hohen Energiepreisen stark betroffen, was die Wettbewerbs-

fähigkeit der betroffenen Standorte in Deutschland gefährden könnte. Die 

Wirtschaftsministerkonferenz begrüßt deshalb im Grundsatz die Einigung der 

Bundesregierung über ein Strompreispaket für die Industrie und den Mittelstand mit 

den Bausteinen Stromsteuersenkung (unter Einbeziehung des Spitzenausgleichs) 

sowie Verlängerung und Erhöhung der Strompreiskompensation für die Industrie 

(einschließlich Super-Cap) als ersten lange erwarteten Schritt. Gleiches gilt für die 

bereits beschlossene Stabilisierung der Übertragungsnetzentgelte. Die Bundes-

regierung wird gebeten, ihre Einigung schnellstmöglich umzusetzen, haushalts-

politisch zu flankieren und in enger Abstimmung mit den Ländern und der EU 

gegebenenfalls beihilferechtlich abzusichern, sowie auch die Notwendigkeit und 

Machbarkeit weiterer Entlastungen für die strompreisliche Wettbewerbsfähigkeit 

insbesondere der energieintensiven Unternehmen zu prüfen. Die Wirtschaftsminister-

konferenz bittet die Bundesregierung zudem in Brüssel darauf hinzuwirken, dass die 

Überarbeitung der Zuteilungsverordnung durch die EU-Kommission bei den 

betroffenen Elektrostahlunternehmen nicht zum Verlust der Strompreiskompensation 

führt. 

6. Die Wirtschaftsministerkonferenz unterstützt das Vorhaben des BMWK, noch in 

diesem Jahr die erste Ausschreibungsrunde zu den Klimaschutzverträgen zu starten. 

Die Klimaschutzverträge sollten für alle Industrien anwendbar gemacht werden, die 

wesentlich zur CO2-Reduktion und zum Hochlauf der Wasserstoffwirtschaft 

beitragen. Die Wirtschaftsministerkonferenz fordert die Bundesregierung daher auf, 

die Programme bis 2030 angemessen und bedarfsgerecht zu dimensionieren, um 

auch die Unterstützung der Transformationsschritte der Stahlindustrie in der Breite 

zu ermöglichen. Hierfür ist es erforderlich, im Rahmen des nächsten Förderaufrufs  
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im Jahr 2024 ein höheres Ausschreibungsvolumen festzulegen. Weiterhin ist es 

zwingend erforderlich, schnellstmöglich eine Einigung der Bundesressorts über die 

Finanzierung der Klimaschutzverträge sowie mit der Europäischen Kommission über 

deren beihilferechtliche Umsetzung zu erwirken. Die Fortschreibung der Bundes-

förderung für Industrie und Klimaschutz wird grundsätzlich befürwortet. Hinsichtlich 

der Bundesförderung für Industrie und Klimaschutz bittet die Wirtschafts-

ministerkonferenz die Bundesregierung, die vorgesehene Umsetzungsfrist in 

Anlehnung an die Klimaschutzverträge von 36 Monaten auf 48 Monate zu erhöhen 

und den Unternehmen einen vorzeitigen Maßnahmenbeginn zu eröffnen, um den 

Unternehmen eine vereinfachte Umsetzung des Programms zu ermöglichen. Die 

Klimaziele bis 2030 können nur dann erreicht werden, wenn neben den bereits 

feststehenden Projektförderungen weitere Transformationsschritte noch vor 2030 zur 

Umsetzung kommen. Die Wirtschaftsministerkonferenz bittet die Bundesregierung 

zusätzlich, auch kleinere Stahlstandorte bei ihren Transformationsbemühungen und 

dem Einsatz von Wasserstoff zu unterstützen. 

7. Die Wirtschaftsministerkonferenz begrüßt die Fortschreibung der Nationalen 

Wasserstoffstrategie durch die Bundesregierung. Alle Stahlwerke, die Wasserstoff 

für ihre Transformation einsetzen wollen, dazu zählen auch die mittelständischen 

Elektrostahlwerke, benötigen einen möglichst baldigen Anschluss an das deutsche 

Wasserstoffkernnetz und den künftigen European Hydrogen Backbone zu 

wettbewerbsfähigen Netzentgelten. Die Wirtschaftsministerkonferenz fordert daher 

die Bundesregierung auf, den Hochlauf der vorgesehenen Elektrolysekapazitäten, des 

Wasserstoffkernnetzes und die Vorlage einer Importstrategie, die auch den Bedarf an 

Wasserstoff zu wettbewerbsfähigen Preisen bei den industriellen Anwendern 

besonders berücksichtigt, mit Nachdruck umzusetzen. Für den internationalen 

Handel mit Wasserstoff bedarf es harmonisierter Standards für die Produktqualität, 

die Zertifizierung bzw. Herkunftsnachweise sowie technische Normungs-

anforderungen. Dies sollte auf nationaler und europäischer Ebene harmonisiert, zügig 

und technologieneutral entwickelt werden. 

8. Die Wirtschaftsministerkonferenz bittet das BMWK, sich auf europäischer Ebene 

aufgrund der anhaltend schwierigen Marktsituation und in Übereinstimmung mit den 

WTO-Regeln, die eine maximal achtjährige Laufzeit von Safeguard-Maßnahmen  

  



- 4 - 
 
 
 

erlauben, für eine befristete Fortführung der Stahl-Safeguards zur Vermeidung von 

wettbewerbsverzerrenden Handelsumlenkungen bis möglichst Mitte 2026 einzu-

setzen. Die Bundesregierung wird in diesem Kontext insbesondere gebeten, bei der 

EU-Kommission die Einleitung des erforderlichen Verfahrens zur Verlängerung der 

EU-Safeguards zu beantragen. Zudem spricht sich die Wirtschaftsministerkonferenz 

für eine konsequente Anwendung von Antidumping- und Antisubventions-

maßnahmen der EU und eine regelmäßige Überprüfung ihrer Wirksamkeit aus. 

Dabei sollten die Spielräume des WTO-Rechts unter angemessener Berücksichtigung 

der Produzenten-, Verwender- und Unionsinteressen ausgeschöpft werden. 

9. Die Wirtschaftsministerkonferenz begrüßt die aktuellen Bestrebungen der 

Europäischen Kommission, mit den USA ein gemeinsames Handelsabkommen im 

Stahl- und Aluminiumbereich abzuschließen, um den langjährigen Handelskonflikt 

mit den Vereinigten Staaten beizulegen und gleichzeitig klimaschädliche 

Überkapazitäten weltweit zu verhindern. Die Wirtschaftsministerkonferenz bittet die 

Bundesregierung daher, sich bei den Verhandlungen für die Festlegung von 

konsequenten Maßnahmen einzusetzen, um den deutschen und europäischen 

Stahlmarkt vor den wirtschaftlich negativen Auswirkungen der „grauen“, vor allem 

für den Export bestimmten überschüssigen Stahlkapazitäten, zu schützen. Eine 

anderweitige Entwicklung würde die Wirtschaftlichkeit der Investitionen in die 

„grüne“ Stahlerzeugung und damit die Transformation der Stahlindustrie in 

Deutschland und der EU gefährden. 

10. Die Wirtschaftsministerkonferenz weist darauf hin, dass die Stahlindustrie als 

Grundstoff- sowie Recyclingindustrie sowohl am Beginn als auch am Ende der 

Wertschöpfungsketten für Bauteile klimaneutraler Technologien steht und auf diese 

Weise maßgeblich zur Resilienz des Industriestandortes beiträgt. Insbesondere bei 

der Ausgestaltung von Handlungskonzepten wie beispielsweise dem Net Zero 

Industry Act ist dies auch weiterhin durch die Bundesregierung auf EU-Ebene 

angemessen zu berücksichtigen. Im Rahmen der laufenden Verhandlungen zum Net 

Zero Industry Act sollte der Kapazitätshochlauf von Dekarbonisierungstechnologien 

der Grundstoffindustrien mit Auswirkungen auf andere Branchen, etwa bei der 

Bereitstellung von klimaneutralen E-Fuels für die globalen Logistikströme,  
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umfassend berücksichtigt werden, so dass diese in der Praxis von den beabsichtigten 

Privilegierungen, wie zum Beispiel bei den erforderlichen Genehmigungsverfahren, 

profitieren können. 

11. Die Wirtschaftsministerkonferenz weist darauf hin, dass der Bedarf an Stahlschrott 

im Rahmen der Transformation noch steigen und entsprechende Abhängigkeiten 

verstärken wird. Sie fordert die Bundesregierung dazu auf, die Verfügbarkeit 

strategisch abzusichern und zu prüfen, wie – analog zur AltfahrzeugVO bei 

Exportverboten von nicht verkehrstauglichen Gebrauchtfahrzeugen – bestmöglich 

sichergestellt werden kann, dass Stahlschrottexporte künftig nur in Länder mit 

ähnlich hohen Umweltstandards gehen. 

12. Die Wirtschaftsministerkonferenz spricht sich dafür aus, die für die Transformation 

der Stahlindustrie erforderlichen Planungs- und Genehmigungsverfahren zu 

vereinfachen und zu beschleunigen sowie die Betriebsgenehmigungen langfristig 

sicherzustellen, indem die Effekte der Transformation in angemessener Weise in den 

Rechtsetzungsverfahren, wie der Luftqualitätsrichtlinie, berücksichtigt werden. Auch 

die auf nationaler und europäischer Ebene notwendige Förderung der Investitions- 

und Betriebsmehrkosten grüner Technologien, Anlagen und Infrastrukturen sollte 

unkompliziert und bedarfsgerecht ausgestaltet werden. 

13. Die Wirtschaftsministerkonferenz bittet die Bundesregierung, bei der Europäischen 

Kommission auf eine Verbesserung der beihilferechtlichen Spielräume für die 

Förderung industrieller Transformationsprojekte, wie zum Beispiel auf der 

IPCEI/KUEBLL-Notifizierungsgrundlage, hinzuwirken. Von effektiveren Zugängen 

und mehr Tempo bei staatlichen Beihilfen sollten nicht nur einzelne grüne Sektoren 

profitieren, sondern insbesondere auch die Grundstoffindustrien, wie die 

Stahlbranche. Die geplanten Fördermaßnahmen auf Basis des TCTF müssen gerade 

bei der Herausforderung der klimaneutralen Erneuerung konsequent und 

gebietsneutral umgesetzt werden, damit auch Regionen außerhalb geltender 

Fördergebietskulissen gleichermaßen davon partizipieren können. Denn 

Transformation betrifft alle Regionen und kann nur dann erfolgreich bewältigt 

werden, wenn alle Regionen mitgenommen und gleichermaßen unterstützt werden. 

Die Ausweitung der Möglichkeit zur Betriebskostenförderung sollte ebenfalls 

Berücksichtigung finden.   



- 6 - 
 
 
 

14. Die Wirtschaftsministerkonferenz unterstreicht, dass der zukünftige Carbon-

Leakage-Schutz auf europäischer Ebene vervollständigt werden muss. Die 

konventionelle Stahlerzeugung und die grünen Stahlprojekte wären auf Drittmärkten 

nicht mehr wettbewerbsfähig, sofern keine angemessene Lösung für die Exporte im 

Rahmen des CO2-Grenzausgleichsmechanismus der EU (CBAM) gefunden wird. Die 

Wirtschaftsministerkonferenz bittet die Bundesregierung darum, sich bei der EU 

dafür einzusetzen, dass die Lösung für die Exporte frühestmöglich jedoch vor dem 

Ende der Übergangsphase des CBAM gefunden wird. Nur so können Planungs-

sicherheit und Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Industrie gewährleistet 

werden. Sollte dies nicht gelingen, bittet die Wirtschaftsministerkonferenz das 

BMWK, im Exportbereich entsprechende Entlastungen von CO2-Kosten vorzusehen. 

Umgehungsstrategien aus Drittländern müssen ausgeschlossen werden. Die 

Wirtschaftsministerkonferenz bittet die Bundesregierung, sich im Rahmen der 

geplanten Berichterstattung der EU-Kommission für die Aufnahme weiterer 

nachgelagerter Produkte aus Eisen und Stahl in den Anwendungsbereich des CBAM 

einzusetzen, um Wertschöpfungsketten in Europa zu erhalten. Ansonsten besteht die 

Gefahr, dass die Herstellung von Produkten mit höherem Mehrwert aus Europa 

abwandern wird. Des Weiteren bittet die Wirtschaftsministerkonferenz die 

Bundesregierung, ausreichend Ressourcen bereitzustellen, um den beschlossenen 

CO2-Grenzausgleichsmechansimus (CBAM) in Bezug auf die Wirksamkeit seiner 

Sanktionsinstrumente zweckentsprechend auszugestalten und ihn administrativ 

umzusetzen sowie die weitere rechtliche Konkretisierung in den Brüsseler 

Gesetzgebungsprozessen wirkungsvoll zu begleiten. Zudem ist hierbei ein enger 

Dialog mit den betroffenen Industrien erforderlich. 

15. Die Wirtschaftsministerkonferenz weist auf die Notwendigkeit hin, schnellstmöglich 

grüne Leitmärkte auf europäischer und internationaler Ebene einzuführen. Die 

Nachfrage nach grünen Produkten sollte dabei durch die öffentliche Beschaffung und 

Vorteile für die Verwender solcher Produkte erhöht werden. Zur Schaffung grüner 

Leitmärkte müssen bereits kurzfristig verbindliche, einheitliche und transparente 

Definitionen sowie Mess- und Zertifizierungssysteme auf Basis des CO2-Fuß-

abdrucks als auch eines vergleichenden Klassifizierungssystems als Bewertungs-

maßstab für einen Leitmarktzugang zur Verwendung grüner Grundstoffe geschaffen,  
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in der Produktpolitik verankert sowie in internationalen Handelsabkommen etabliert 

werden. Auch bedarf es geeigneter instrumenteller und finanzieller Anreiz-

mechanismen. Das Konzept des Bundes zur Schaffung grüner Leitmärkte sollte bis 

Ende dieses Jahres vorliegen. 

16. Die Wirtschaftsministerkonferenz bittet das BMWK, zur nächsten Amtschefs-

konferenz am 16. Mai 2024 über den Fortschritt zur Umsetzung des Handlungs-

konzepts Stahl zu berichten. 





Beschluss  

der Wirtschaftsministerkonferenz 

aufgrund der Amtschefskonferenz  

am 22. November 2023 

in Berlin 

 

 

 

Punkt 2.2 der Tagesordnung: 
Neue Herausforderungen für die aktuelle und zukünftige Wettbewerbsfähigkeit  
des Industriestandortes Deutschland   

 

 

1. Die Wirtschaftsministerkonferenz nimmt den Bericht des Bundesministeriums für 

Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) zur Kenntnis. 

2. Die Wirtschaftsministerkonferenz begrüßt die Veröffentlichung einer neuen 

Industriestrategie „Industriepolitik in der Zeitenwende“ durch das BMWK im 

Oktober 2023. Mit der Industriestrategie soll die u. a. durch die gegenwärtigen 

geopolitischen Entwicklungen sowie die klimaneutrale Transformation gekenn-

zeichnete strukturelle Herausforderungslage für den Industriestandort Deutschland 

adressiert werden. Nach Einschätzung der Wirtschaftsministerkonferenz ist dies 

unverzichtbar für die Leistungs- und die Zukunftsfähigkeit der Industrie in 

Deutschland.  

3. Die Ableitung von Handlungsbedarf in den Bereichen Wettbewerbsfähigkeit 

(beispielsweise Energieversorgung und Energiepreise, Innovationen und 

Investitionen, Bürokratie und Genehmigungen), Resilienz (beispielsweise 

Handelsbeziehungen, Kreislaufwirtschaft) und Transformation zur Klimaneutralität 

(beispielsweise Abscheidung und Speicherung bzw. Nutzung von Kohlenstoffdioxid 

[CCS/CCU]) wird dabei durch die Wirtschaftsministerkonferenz grundsätzlich 

unterstrichen. Die Wirtschaftsministerkonferenz weist gleichzeitig darauf hin, dass 

die Bundesregierung in der Umsetzung der Strategie eine ausgewogene Balance  
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zwischen maßvollen staatlichen Eingriffen und der für eine erfolgreiche Bewältigung 

der Herausforderungen erforderlichen unternehmerischen Freiheit finden muss. 

Wettbewerbliche Anreize zu einer möglichst kosteneffizienten Transformation der 

Industrie sollten aus Sicht der Wirtschaftsministerkonferenz gestärkt werden, 

marktwirtschaftliche Instrument grundsätzlich Vorrang genießen und staatliche 

Subventionen für Anschub- und Brückenfinanzierungen stets zeitlich befristet 

werden. 

4. Die Wirtschaftsministerkonferenz betont das Erfordernis schnellstmöglicher 

Planungssicherheit für die Investitionsentscheidungen der Industrie und begrüßt 

deshalb im Grundsatz die Einigung der Bundesregierung über ein Strompreispaket 

für die Industrie und den Mittelstand mit den Bausteinen Stromsteuersenkung (unter 

Einbeziehung des Spitzenausgleichs) sowie Verlängerung und Erhöhung der 

Strompreiskompensation für die Industrie (einschließlich Super-Cap) als ersten lange 

erwarteten Schritt. Gleiches gilt für die bereits beschlossene Stabilisierung der 

Übertragungsnetzentgelte. Die Bundesregierung wird gebeten, ihre Einigung 

schnellstmöglich umzusetzen, haushaltspolitisch zu flankieren und in enger 

Abstimmung mit den Ländern und der EU gegebenenfalls beihilferechtlich 

abzusichern, sowie auch die Notwendigkeit und Machbarkeit weiterer Entlastungen 

für die strompreisliche Wettbewerbsfähigkeit insbesondere der energieintensiven 

Unternehmen zu prüfen. 

Die Wirtschaftsministerkonferenz bittet daher das BMWK darum, sich u. a. 

einzusetzen für ein zeitnahes Vorliegen bzw. Umsetzen 

a) des von der Bundesregierung unter Federführung des Bundeskanzlers 

gemeinsam mit den Ländern erstellten Paktes zur Planungs- und Genehmigungs-

beschleunigung, 

b) eines Entwurfes für das Bürokratieentlastungsgesetz IV, 

c) der in Finalisierung befindlichen Carbon Management Strategie (CMS) des 

Bundes sowie  

d) von das Wachstumschancengesetz ergänzenden konkreten Vorschlägen der 

Bundesregierung zur Verbesserung der steuerlichen Wettbewerbsfähigkeit des 

Industrie- und Wirtschaftsstandortes Deutschland. 
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5. In Ergänzung ihrer vorstehenden Ausführungen sowie ihres gleichlautenden 

Beschlusses vom 21./22 Juni 2023 hebt die Wirtschaftsministerkonferenz die 

regionale Dimension der Herausforderungen für den Industriestandort Deutschland 

hervor. Herausforderungen wie die gestiegenen Energiepreise, die Transformation 

zur Klimaneutralität und subventionsintensive Industriepolitik in anderen 

Wirtschaftsregionen wirken sich über die regionalen Wertschöpfungsketten, 

Ökosysteme und Arbeitsmärkte auf die Gesamtwirtschaft aus.  

6. Auch die erfolgreiche Bewältigung dieser Herausforderungen hat eine regionale 

Dimension. Regionale Industrieinitiativen bringen vor Ort die relevanten Akteure aus 

Wirtschaft, Politik und Gesellschaft zusammen. Sie bieten die Grundlage für die 

Erarbeitung von (auf die regionalen Besonderheiten angepassten) Lösungsansätzen 

sowie für deren Umsetzung. Damit leisten regionale Industrieinitiativen einen 

wichtigen Beitrag für die erfolgreiche Transformation der Industrie in den Regionen 

und in Deutschland insgesamt. Sie werden im Auftrag des BMWK durch die 

Service- und Beratungsstelle für regionale Industrieinitiativen unterstützt, deren 

Angebot u. a. die Begleitung der Akteure beim Aufbau solcher Initiativen, die 

Beförderung der bundesweiten Vernetzung der Initiativen sowie den Wissenstransfer 

zu Fragen der Transformation umfasst. 

7. Die Wirtschaftsministerkonferenz betont die Bedeutung der Service- und Beratungs-

stelle für eine effektive und effiziente Arbeit der regionalen Industrieinitiativen und 

bittet das BMWK angesichts des noch zunehmenden Wettbewerbs- und 

Transformationsdruckes auf die Industrie um die fortgesetzte Finanzierung dieses 

Unterstützungsangebots. Um die Transformation erfolgreich zu bewältigen, ist 

übersektorale Zusammenarbeit wichtiger denn je. Die Service- und Beratungsstelle 

kann hier eine Schlüsselrolle zur sektor- und branchenübergreifenden Vernetzung 

einnehmen und den Austausch zu Lösungsansätzen und Good Practices fördern. Die 

Wirtschaftsministerkonferenz bittet das BMWK um Prüfung, wie die Service- und 

Beratungsstelle als eine zentrale Anlaufstelle gestärkt werden kann, deren 

Kernaufgaben Information, Beratung, Vernetzung und Wissenstransfer zur 

Bewältigung der Transformation der Industrie in den Regionen sind. 

 





Beschluss  

der Wirtschaftsministerkonferenz 

aufgrund der Amtschefskonferenz  

am 22. November 2023 

in Berlin 

 

 

 

Punkt 2.3 der Tagesordnung: 
Beschränkung per- und polyfluorierter Alkylsubstanzen (PFAS) –  
eine Existenzbedrohung für Industrie und Mittelstand 

 

 

1. Die Wirtschaftsministerkonferenz weist auf die enorme Bedeutung von PFAS hin, 

auf die derzeit etwa 95 Prozent aller industriellen Produkte angewiesen sind, und auf 

die erheblichen Auswirkungen des umfassenden PFAS-Beschränkungsvorschlags auf 

viele Industriezweige. Die Wirtschaftsministerkonferenz bekräftigt insoweit ihren 

Beschluss vom 21./22. Juni 2023 (TOP 3.2 „Neue Herausforderungen für die 

aktuelle und zukünftige Wettbewerbsfähigkeit des Industriestandortes Deutschland“, 

Ziffern 7, 10 und 11) und teilt auch die Auffassung der Regierungschefinnen und 

Regierungschefs der Länder (Beschluss der MPK vom 11. bis 13. Oktober 2023, 

TOP 3.2 Ziffer 7b)), dass REACH-Beschränkungen generell risikobasiert bleiben 

sollten und kein Totalverbot von PFAS erfolgen sollte.  

2. Die Wirtschaftsministerkonferenz begrüßt die Äußerungen der Bundesregierung, 

dass ein differenzierter Umgang mit PFAS erforderlich sei, der zwar den 

notwendigen Verbraucherschutz im Blick habe, aber keine das Wachstum und die 

Technologieentwicklung hemmende Überregulierung sein dürfe. Die Wirtschafts-

ministerkonferenz bittet die Bundesregierung, die nachfolgenden Aspekte zu 

berücksichtigen und sich schon jetzt für eine PFAS-Beschränkung „mit Augenmaß“ 

einzusetzen. Die Einhaltung der hohen Umweltschutz- und Sicherheits-Standards bei 

Industrieanlagen dürfen weder die Erreichung der Klimaschutzziele noch die digitale 

und ökologische Transformation der Wirtschaft gefährden.  
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3. Die Wirtschaftsministerkonferenz weist darauf hin, dass PFAS eine einzigartige 

Leistungsfähigkeit von Materialien unter Extrembedingungen ermöglichen (z. B. 

Stabilität unter hoher Hitze, Druck, Säureeinwirkung) und wegen ihrer besonderen 

chemischen Eigenschaften oft nicht durch andere Stoffe ersetzbar sind. Im Bereich 

der Verbraucherprodukte dürfte eine Substitution vergleichsweise schnell möglich 

sein, u. U. auch unter Inkaufnahme von Abstrichen bei der Produktqualität, 

wohingegen es insbesondere in Hightech-Produkten der Luft- und Raumfahrt, der 

Halbleiterproduktion und vielen weiteren Anwendungsgebieten (z. B. Medizin, 

Sicherheit, Arbeitsschutz, Energieerzeugung und -speicherung, Umweltschutz) 

derzeit keine alternativen Chemikalien mit den erforderlichen Materialeigenschaften 

gibt. Die Wirtschaftsministerkonferenz hält es für unwahrscheinlich, dass zeitnah für 

alle Anwendungen geeignete Alternativen gefunden werden.  

4. Die Wirtschaftsministerkonferenz betont die Rolle der chemischen Industrie und 

vieler nachfolgender Wertschöpfungsketten für die Transformation hin zur 

Klimaneutralität. Solange noch keine Alternativen für die PFAS verfügbar sind, die 

für Elektrolyseure, Lithiumakkus, Elektroautos, Windräder, Wärmepumpen, 

Wasserstoff-Infrastruktur, Biogas-Anlagen, Smart Grids, Luftfilter für den 

Umweltschutz und Brennstoffzellen benötigt werden, gefährdet ein PFAS-Verbot, 

auch mit befristeten Ausnahmen, die Erreichung der Ziele des Green Deals. Die 

Wirtschaftsministerkonferenz sieht zudem mit Sorge, dass Herstellung, Import und 

Verwendung von Fahrzeugen, Smartphones, Stents, Herzklappen oder Beatmungs-

geräten, Schutzausrüstung für Medizin, Feuerwehr, Polizei und Verteidigung sowie 

technische Textilien und Bauteile für Extrembelastungen in der EU in Zukunft 

unzulässig werden könnten, da bereits bei geringen Mengen an PFAS-Komponenten 

(wie z. B. Teflonschläuchen oder -ringen) im Erzeugnis die im Beschränkungs-

vorschlag vorgesehene Grenze von 50 ppm (parts per million) PFAS überschritten 

würde.  

5. Die Wirtschaftsministerkonferenz weist darauf hin, dass der PFAS-Beschränkungs-

vorschlag bereits jetzt faktische Vorwirkungen entfaltet:  

a) Versicherungen wollen mögliche Haftpflichtansprüche im Zusammenhang mit 

PFAS-Chemikalien schon jetzt nicht mehr versichern. 
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b) Investitionen in Forschung und Entwicklung werden insbesondere im Bereich 

des chemischen Recyclings von Fluorpolymeren im Bereich des End-of-Life-

Treatments von PFAS gehemmt.  

c) Standort- und Investitionsentscheidungen werden bereits zu Lasten Europas 

getroffen, insbesondere von der Halbleiterindustrie, wodurch die Ziele und 

Maßnahmen des EU-Chips-Act in Frage gestellt werden. 

6. Die Wirtschaftsministerkonferenz stellt fest, dass die Gruppenregulierung alle PFAS 

erfasst. Dadurch werden Fluorpolymere, die die Kriterien der OECD für „Polymers 

of low concern“ (PLC) erfüllen, gleichgestellt mit besonders besorgniserregenden 

Stoffen (wie die bereits verbotenen Substanzen PFOA und PFOS), die 

regulierungsbedürftige Eigenschaften haben. Die Wirtschaftsministerkonferenz 

hinterfragt die Vergleichbarkeit der jeweiligen Stoffrisiken und lehnt einen 

undifferenzierten, nicht risikobasierten Ansatz für eine Gruppenregulierung ab. Sie 

bittet die Bundesregierung, darauf hinzuwirken, dass danach priorisiert und 

differenziert wird, welches Risiko jeweils in Frage steht, ob Alternativen existieren 

und wie sich ein PFAS-Verbot auf Schutzgüter auswirken würde. Die 

Wirtschaftsministerkonferenz begrüßt die Ankündigung der Bundesanstalt für 

Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA), dass es Änderungen am 

Beschränkungsvorschlag geben wird, die auch das Inverkehrbringen und die 

Verwendung der Fluorpolymere betreffen könnten.  

7. Die Wirtschaftsministerkonferenz hält Anpassungen der vorgeschlagenen 

Übergangsfristen für notwendig. Dies gilt insbesondere für sogenannte 

unverzichtbare Produkte („essential use“) und deren Produktion: 

a) Die generelle Frist von 18 Monaten ist für die Umstellung aller Anwendungen, 

für die keine Ausnahmen vorgesehen sind, zu gering. Die Erfassung von in 

Lieferketten verwendeten PFAS benötigt deutlich mehr Zeit. 

b) Übergangsfristen müssen die rechtzeitige Umstellung auf Alternativen 

ermöglichen – inklusive erforderlicher Zulassungen und Zertifizierungen – und 

sind vor allem erwägenswert bei Produkten, bei denen die Verfügbarkeit von 

Alternativstoffen zeitlich absehbar ist. Zudem sind im Interesse von  
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Langlebigkeit und Ressourcenschonung über den gesamten Lebenszyklus 

erforderliche Wartungen und Reparaturen inklusive Verfügbarkeit von Ersatz-

teilen sicherzustellen. 

c) Sektorale Ausnahmen über eine festgelegte Übergangsfrist hinaus sind 

notwendig und vertretbar, sofern das Risiko für einen Eintrag in die Umwelt 

minimiert werden kann. Hier sind entsprechende Umwelt- und Arbeitsschutz-

Auflagen ein zielführender Ansatz. Sektorale Ausnahmen ohne festgelegte 

Übergangsfristen sind ebenso notwendig und vertretbar für Verwendungen, die 

für die Gesellschaft lebensnotwendig sind und für die es absehbar keine 

Substitute geben wird, wie z. B. für viele Medizinprodukte. 

d) Ausnahmen von der Beschränkung sind rechtzeitig vor Ablauf von Übergangs-

fristen zu evaluieren. Nur so können Verwendungen identifiziert werden, für die 

weiterhin keine Substitution absehbar ist. Entscheidungen über Frist-

verlängerungen müssen so frühzeitig erfolgen, dass es nicht zu Produktions-

einstellungen kommt. Andernfalls würde – wie bei der EU-Medizinprodukte-

Verordnung – im Nachhinein eine Nachjustierung der Fristen notwendig werden 

(vgl. BR-Drs. 27/23).  

8. Soweit PFAS lediglich bei der Herstellung von Produkten verwendet werden, im 

Endprodukt aber nicht enthalten sind (z. B. bei der Chipherstellung), werden  

EU-Beschränkungen lediglich die Unternehmen in der EU treffen und diese 

gegenüber Importeuren aus Drittstaaten benachteiligen, die keinen vergleichbaren 

Vorgaben unterliegen. Hierfür fordert die Wirtschaftsministerkonferenz eine Lösung, 

die einen fairen Wettbewerb ermöglicht. Insbesondere dürfen Wertschöpfungsketten 

nicht ins außereuropäische Ausland verlagert werden. Dies würde neue 

Abhängigkeiten schaffen und die technologische Souveränität der EU gefährden. 

Aber auch im Fall gewährter Ausnahmeregelungen kann ein Marktversagen 

eintreten, wenn das verringerte Nachfragevolumen die Produktion unrentabel macht. 

9. Die Wirtschaftsministerkonferenz ist der Auffassung, dass die vom Green Deal 

geforderte Transformation der Wirtschaft nicht allein regulatorisch durch Verbote 

und Beschränkungen zu erreichen ist. Einem Ausstieg aus problematischen 

Chemikalien muss die Entwicklung adäquater Ersatzstoffe und -technologien, z. B.  
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für End-of-Life-Treatments von PFAS-haltigen Materialien, mit zeitlich aus-

reichendem Vorlauf und Förderung vorausgehen, um die Innovationskraft des 

Wirtschaftsstandorts Europa zu sichern. Dabei hält es die Wirtschaftsminister-

konferenz für wichtig, Maßnahmen zum Wissens- und Technologietransfer für kleine 

und mittlere Unternehmen (KMU) zu fördern, da diese über eher geringe 

Forschungs- und Entwicklungskapazitäten verfügen. Die Europäische Kommission 

hat zur Umsetzung der Chemikalienstrategie Förderung und Finanzierung in 

Aussicht gestellt. Die Wirtschaftsministerkonferenz bittet die Bundesregierung, sich 

gegenüber der Kommission für eine zeitnahe Freigabe der Leistungen einzusetzen.  

10. Die Wirtschaftsministerkonferenz bittet die Bundesregierung dafür zu sorgen, dass 

die im Rahmen der Konsultation eingebrachten Vorschläge für Ausnahmen von der 

Beschränkung angemessen bewertet und berücksichtigt werden. Als Mitantragsteller 

des umfassenden PFAS-Beschränkungsvorschlags und vor dem Hintergrund der 

ambitionierten Ziele im Bereich Energiewende, Klima- und Umweltschutz, innere 

und äußere Sicherheit, Arbeits- und Verbraucherschutz trägt Deutschland besondere 

Verantwortung dafür, dass auf sozio-ökonomische Auswirkungen des Vorschlags 

frühzeitig angemessen reagiert wird, so dass keine kontraproduktiven Effekte 

eintreten. 

11. Die Wirtschaftsministerkonferenz bittet ihren Vorsitzenden, diese Stellungnahme 

auch der EU-Kommission zu übermitteln mit der Bitte um Berücksichtigung im 

weiteren Verfahren. 

 





Beschluss  

der Wirtschaftsministerkonferenz 

aufgrund der Amtschefskonferenz  

am 22. November 2023 

in Berlin 

 

 

 

Punkt 2.4 der Tagesordnung: 
Herausforderungen durch die europäische Chemikalienregulierung 

 

 

1. Die europäische Wirtschaft steht angesichts der grünen und digitalen Transformation 

vor gewaltigen Herausforderungen. Diese Transformation kann nur von finanziell 

und personell leistungsfähigen Unternehmen bewältigt werden. Die Industrie 

benötigt stabile rechtliche Rahmenbedingungen und langfristige Planungssicherheit 

für ihre Investitionen. Daher ist die hohe Regulierungsdichte auf europäischer Ebene 

und der zunehmende Verlust an Wettbewerbsfähigkeit besorgniserregend. 

Insbesondere die europäische Chemikalienregulierung mit der in Kürze erwarteten 

Revision der EU-Chemikalienverordnung (REACH) bringt für die europäische 

Industrie kaum zu bewältigende Herausforderungen mit sich. 

2. Bei der REACH-Revision zeichnet sich eine Abkehr vom bisher gültigen 

risikobasierten Ansatz der Verordnung ab. Beim risikobasierten Ansatz wird das 

tatsächliche Risiko aus einer gemeinsamen Betrachtung von Gefährdungspotenzial 

(d. h. den Stoffeigenschaften) und der Wahrscheinlichkeit einer Exposition 

abgeleitet. Der Trend geht immer mehr zu Beschränkungen allein aufgrund der 

intrinsischen Gefahreneigenschaften von Stoffen ohne eine Betrachtung der 

tatsächlichen Exposition. Die Exposition gegenüber Mensch und Umwelt muss in die 

Risikobewertung einfließen. Daher ist es unerlässlich, Maßnahmen für einen sicheren 

Umgang mit Stoffen im Rahmen von Sicherheitskonzepten bei der 

Gefährdungsanalyse zu berücksichtigen. Beherrschbare Risiken müssen weiterhin  
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zulässig sein, anderenfalls wäre in Europa in Zukunft eine sichere Verwendung 

gefährlicher Stoffe z. B. in geschlossenen Stoffkreisläufen nicht mehr möglich. 

Produzierende Unternehmen müssen dafür Sorge tragen, dass für als gefährlich 

eingestufte Stoffe ein sicherer Umgang gewährleistet ist. Die Wirtschaftsminister-

konferenz weist darauf hin, dass ein Null-Risiko-Ansatz technisch nicht umsetzbar 

ist. 

3. Die Industriestandorte Europa und insbesondere Deutschland sind zur Wahrung ihrer 

Resilienz auf eine sichere Versorgung mit Rohstoffen und Chemikalien angewiesen. 

Entsprechend muss die Bundesregierung auch regulatorische Rahmenbedingungen 

für deren Herstellung, Import oder Verwendung sowie deren Bedarf angemessen im 

Blick behalten. Wichtige europäische Ziele, wie der Green Deal und der EU-Chips 

Act, dürfen nicht durch Stoffverbote oder umfassende Stoffbeschränkungen 

gefährdet werden. Die Wirtschaftsministerkonferenz verweist auf die Möglichkeit, 

bei gefährlichen Stoffen ein mögliches Risiko für die Gesellschaft durch 

Sicherheitskonzepte bei der Herstellung, Verwendung und Entsorgung zu 

minimieren. Hierfür sind arbeitsschutz- und immissionsschutzrechtliche Vorgaben 

geeignete Instrumente, nicht aber das Chemikalienrecht. Die Wirtschaftsminister-

konferenz bittet darum, bei der Ausarbeitung möglicher Stoffverbote bestehende 

strategische Initiativen und Maßnahmen der Europäischen Union zu berücksichtigen, 

durch eine risikobasierte Regulatorik etwa im Rahmen von REACH gegenläufige 

Effekte auf diese Maßnahmen zu verhindern und die Erreichung der jeweiligen Ziele 

zu harmonisieren und zu ermöglichen. 

4. Die Wirtschaftsministerkonferenz bittet die Bundesregierung, durch einen ent-

sprechenden regulatorischen Rahmen die Versorgung mit den für die Gesellschaft 

notwendigen Chemikalien sicherzustellen und weist darauf hin, dass die Ziele der 

Chemikalienstrategie bereits im heutigen Rechtsrahmen weitgehend erreicht werden 

können. Eine weitere Verschärfung würde die Stoffvielfalt erheblich einschränken. 

Ein überwiegender Teil der europäischen Chemieproduktion wäre von der 

Einführung neuer Gefahrenklassen und Verwendungsbeschränkungen betroffen. Dies 

würde zu hohen Kosten und nach einer ersten ökonomischen Folgenabschätzung je 

nach Szenario zu einem Umsatzeinbruch bis 2040 um 47 bis 81 Milliarden Euro pro 

Jahr führen.  
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5. Die Wirtschaftsministerkonferenz setzt sich dafür ein, dass mögliche Auswirkungen 

eines Beschränkungsvorschlages auf die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen 

Unternehmen schon im ersten Vorschlag ausreichend berücksichtigt werden. Im 

Vorfeld müssen die Fachbehörden hinreichend Aufklärungsarbeit über die 

betroffenen Stoffe unter Angabe der CAS-Registriernummern (Chemical Abstract 

Service) oder vergleichbarer eindeutiger Kennzeichnung gegenüber den Unter-

nehmen vornehmen. Deutsche Initiativen im Rahmen der EU-Chemikalien-

regulierung müssen künftig (unabhängig von EU-Vorgaben) vorab ergebnissoffen 

einer eingehenden Folgenabschätzung insbesondere der nationalen sozio-

ökonomischen Auswirkungen unter Einbeziehung aller betroffenen Akteure – auch 

der Länder – unterzogen werden. Die Wirtschaftsministerkonferenz fordert die 

Bundesregierung auf, hier Verantwortung zu übernehmen und sich auch auf  

EU-Ebene für eine frühzeitige hinreichende Gewichtung der wirtschaftlichen 

Auswirkungen von Beschränkungsvorschlägen einzusetzen. 

6. Die Wirtschaftsministerkonferenz hält die Schaffung eines Dialogformats für 

dringend erforderlich, in dem insbesondere ein frühzeitiger Austausch gegenläufiger 

fachlicher Argumentationen möglich ist. Die Entscheidungsfindung im REACH-

Verfahren ist für die Wirtschaftsakteure noch zu intransparent. Bislang wird zu 

wenig klar, warum ihre Vorschläge oder Kritikpunkte im Weiteren keine 

Berücksichtigung finden. Bereits die Veröffentlichung von Beschränkungsentwürfen 

kann durch die Verunsicherung der Marktteilnehmer dazu führen, dass Investitionen 

nicht in der EU getätigt werden oder die Produktion aufgrund des verringerten 

Nachfragevolumens unrentabel wird. Das bedeutet, dass selbst bei Ausnahme-

regelungen für gesellschaftlich relevante Basismaterialien ein Marktversagen 

eintreten kann. 

7. Die Wirtschaftsministerkonferenz spricht sich dafür aus, dass in der zukünftigen 

Chemikalienregulierung für komplexe Produkte mit mehrstufigen Wertschöpfungs-

ketten eine angemessene, deutlich längere Frist bis zum Inkrafttreten vorgesehen 

wird. Bei Produkten mit zahlreichen Bauteilen ist eine vollständige Identifikation 

und Bewertung jeder Einzelkomponente gerade bei mehrstufigen Lieferketten sehr 

anspruchsvoll.  
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8. Im Rahmen der geplanten REACH-Revision wird auch eine Registrierungspflicht für 

Polymere diskutiert. Die Vielfältigkeit von Polymeren (schätzungsweise 200.000 bis 

400.000 Stoffe) macht es nach Einschätzung der Wirtschaftsministerkonferenz 

nahezu unmöglich, das derzeit geltende REACH-System für die Registrierung von 

Stoffen auf Polymere anzuwenden. 

Es sind hohe Kosten und Probleme in der Umsetzung zu erwarten, da für die meisten 

Polymere bisher keine Analytik existiert, um diese zu unterscheiden und die 

Laborkapazitäten in der EU limitiert sind. Die Wirtschaftsministerkonferenz setzt 

sich dafür ein, dass Polymere sinnvoll gruppiert und nach ihren Gefahren für Mensch 

und Umwelt priorisiert werden. Diese Vorgehensweise würde eine Flut von 

Polymerregistrierungen verhindern und den Aufwand für die Industrie und die 

Behörden deutlich verringern. 

9. Die Wirtschaftsministerkonferenz sieht mit Sorgen, dass die Europäische 

Kommission erstmals versucht, bislang unverzichtbare chemische Grundstoffe einer 

ganzen Industrie auf internationaler Ebene zu beschränken. Mit dem aktuellen 

Vorschlag, die Silikonmonomere D4, D5 und D6 als persistente organische 

Schadstoffe (POPs) für das UN-POP-Verfahren (Stockholmer Übereinkommen) zu 

nominieren, sollen REACH-Beschränkungen auf die globale Ebene ausgeweitet 

werden. Die Regelung über das Stockholmer Übereinkommen würde erschwerte 

Bedingungen für die europäische Industrie schaffen, da die aktuell in REACH 

bestehende Ausnahmeregelung für die industrielle Verwendung entfällt. Ein globales 

Verbot lässt sich voraussichtlich im weltweiten Kontext nicht rechtssicher 

kontrollieren. Die Wirtschaftsministerkonferenz bittet die Bundesregierung dafür 

Sorge zu tragen, dass unter REACH erlaubte industrielle Verwendungen weiterhin 

möglich bleiben. 

10. Die Wirtschaftsministerkonferenz kritisiert, dass unter der EU-Verordnung zur Ein-

stufung, Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und Gemischen (CLP-Verord-

nung) neue Gefahrenklassen eingeführt wurden, die durch Verknüpfung mit REACH 

und weiterer EU-Regulierungen automatisch zur Verwendungsbeschränkung für 

zahlreiche Stoffe führen. Globale Harmonisierungsanstrengungen im Chemikalien-

recht sollten nicht durch europäische Alleingänge bei CLP-Gefahrenklassen  
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unterlaufen werden. Die Wirtschaftsministerkonferenz erwartet, dass bei der 

Überarbeitung der CLP-VO auf praktikable Lösungen entlang der gesamten 

Lieferkette geachtet wird, um die internationale Wettbewerbsfähigkeit nicht zu 

gefährden. 

 





Beschluss  

der Wirtschaftsministerkonferenz 

aufgrund der Amtschefskonferenz  

am 22. November 2023 

in Berlin 

 

 

 

Punkt 3 der Tagesordnung: 
Ausbau des Finanzplatzes Deutschland zum führenden Sustainable Finance Standort 

 

 

Die Wirtschaftsministerkonferenz nimmt den Bericht des Bundesministeriums für 

Wirtschaft und Klimaschutz zur Kenntnis. 

 





Beschluss  

der Wirtschaftsministerkonferenz 

aufgrund der Amtschefskonferenz  

am 22. November 2023 

in Berlin 

 

 

 

Punkt 4.1 der Tagesordnung: 
Weitere Ausgestaltung der Energiewende, einschl. Netze, Versorgungssicherheit   
und Kraftwerke; insbesondere Bericht der Bundesregierung 

 

 

Die Wirtschaftsministerkonferenz nimmt den Bericht des Bundesministeriums für 

Wirtschaft und Klimaschutz zur Kenntnis. 

 





Beschluss  

der Wirtschaftsministerkonferenz 

aufgrund der Amtschefskonferenz  

am 22. November 2023 

in Berlin 

 

 

 

Punkt 4.2 der Tagesordnung: 
Carbon Management Strategie und Schaffung des notwendigen Rechtsrahmens für 
CCS und CCU 

 

 

1. Die Wirtschaftsministerkonferenz bedankt sich für den Bericht des Bundes-

ministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) und nimmt diesen zur 

Kenntnis.  

2. Die Wirtschaftsministerkonferenz begrüßt, dass das BMWK derzeit eine Carbon 

Management Strategie (CMS) erarbeitet und dabei einen breit angelegten 

Stakeholderprozess verfolgt. Sie bedankt sich beim BMWK für die bisher zur 

Verfügung gestellten Informationen, sieht es aber als erforderlich an, dass die 

Wirtschaftsressorts der Länder Gelegenheit erhalten, sich vertieft mit den konkreten 

Inhalten der Strategie zu befassen und dazu Stellung nehmen zu können. Sie bittet 

das BMWK, dies zu ermöglichen. Hierfür bedarf es zunächst vertiefter 

Informationen zum Vorgehen und zu den konkreten geplanten Inhalten. Die 

Wirtschaftsministerkonferenz bittet darum, dass entsprechende Informationen den 

Wirtschaftsressorts der Länder zur Verfügung gestellt werden. 

3. Mit der Strategie sollen laut Bericht des BMWK die Themenfelder CO2-Abschei-

dung und -Quellen, CO2-Transport und -Infrastruktur, CO2-Nutzung, CO2-Spei-

cherung und Monitoring adressiert werden. Die Themenfelder zeigen die 

Herausforderung für die Länder und deren Bedeutung für die erfolgreiche 

Umsetzung der Strategie. Die Ankündigung des BMWK, im Rahmen der CMS  
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ökonomische Anreize zu setzen, einen Aktionsplan zur Umsetzung der CMS zu 

entwickeln, einen Maßnahmenkatalog zu formulieren sowie eine Governance- und 

Monitoring-Struktur zu planen, spricht nach Auffassung der Wirtschaftsminister-

konferenz dafür, die Wirtschaftsressorts der Länder stärker an den Überlegungen und 

am Prozess zu beteiligen. Das BMWK wird daher insbesondere zu den genannten 

Aspekten um stärkere Einbindung und Austausch gebeten.  

4. Die Wirtschaftsministerkonferenz betont, dass der zügige Aufbau einer leistungs-

fähigen und flächendeckenden Infrastruktur für ein Carbon Management von 

höchster Priorität ist, um gleichwertige Standortbedingungen in Deutschland zu 

gewährleisten.  

 



Beschluss  

der Wirtschaftsministerkonferenz 

aufgrund der Amtschefskonferenz  

am 22. November 2023 

in Berlin 

 

 

 

Punkt 4.3 der Tagesordnung: 
Absicherung des Gegenparteirisikos bei energiewirtschaftlichen   
Kooperationsprojekten  

 

 

1. Die Wirtschaftsministerkonferenz nimmt den Bericht des Freistaats Thüringen zur 

Kenntnis. 

2. Die Wirtschaftsministerkonferenz stellt fest, dass der Transformationsprozess zur 

Treibhausgasneutralität in privaten Unternehmen und im Bereich vieler Infra-

strukturen der öffentlichen Daseinsvorsorge mit großen Investitionsbedarfen 

verbunden ist. In Kooperationsprojekten kann dabei für die Energiewirtschaft ein 

hohes Gegenparteirisiko bestehen, z. B. im Fall der Ausrichtung eines Wärmenetzes 

auf die Nutzung der Abwärme eines großen Industrieunternehmens. Ein speziell auf 

die Nutzung der Abwärme eines Industrieunternehmens ausgerichtetes Wärmenetz 

würde entwertet, wenn dieses Unternehmen seine Produktion einstellen und 

entsprechend nicht mehr als Wärmelieferant zur Verfügung stehen würde. Gleiches 

gilt für die Nutzung von Abwärme aus Dienstleistungsbetrieben wie etwa großen 

Rechenzentren. 

3. Die Wirtschaftsministerkonferenz bittet das Bundesministerium für Wirtschaft und 

Klimaschutz (BMWK) um Prüfung, inwieweit zur Realisierung umwelt- und 

wirtschaftspolitisch sinnvoller energiewirtschaftlicher Kooperationsprojekte ein 

Instrument erforderlich ist, mit dem das Risiko z. B. des Ausfalls eines 

wärmeliefernden Unternehmens während des Amortisationszeitraums für den 

Investor in die Netzinfrastruktur abgesichert werden kann. Das BMWK wird zur  

  



- 2 - 
 
 
 

Wirtschaftsministerkonferenz im Juni 2024 um Berichterstattung gebeten, wie es den 

öffentlichen Unterstützungsbedarf bei entsprechenden Fallkonstellationen einschätzt 

und wie mögliche Ausgestaltungen eines zusätzlichen Absicherungsinstruments 

unter Berücksichtigung des europäischen Beihilferechts aussehen könnten.  

 



Beschluss  

der Wirtschaftsministerkonferenz 

aufgrund der Amtschefskonferenz  

am 22. November 2023 

in Berlin 

 

 

 

Punkt 5 der Tagesordnung: 
Nachhaltigkeitsberichterstattung von nicht-kapitalmarktorientierten KMU 

 

 

1. Die Wirtschaftsministerkonferenz nimmt den Bericht des Bundesministeriums für 

Wirtschaft und Klimaschutz zur Kenntnis. 

2. Die Wirtschaftsministerkonferenz stellt fest, dass nicht-kapitalmarktorientierte KMU 

weder durch das Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz noch durch die in Abstimmung 

befindliche CSRD-Richtlinie Berichtspflichten auferlegt werden.  

3. Zur Erfüllung ihrer Pflicht zur Nachhaltigkeitsberichterstattung werden die berichts-

pflichtigen Großunternehmen aber umfangreiche Berichtsanforderungen an 

zuliefernde KMU stellen. Der Gesetzgeber ist deshalb gefordert, die Berichts-

anforderungen an nicht-kapitalmarktorientierte KMU sachgerecht zu begrenzen. 

Dabei ist insbesondere zu berücksichtigen, dass sich die wirtschaftliche Einbindung 

von KMU häufig auf inländische oder europäische Lieferketten beschränkt. Zudem 

gelten in Deutschland und in der EU hohe Standards im Hinblick auf Menschen- und 

Arbeitnehmerechte sowie Arbeits- und Umweltschutz. Aus diesen Gründen sollte die 

Einführung einer standardisierten Erklärung geprüft werden, mit der KMU 

verbindlich erklären, dass sie die in Deutschland und in der EU geltenden 

Rechtsvorschriften zur Wahrung von Menschen- und Arbeitnehmerrechten sowie 

Arbeits- und Umweltschutz einhalten. Mit dieser Erklärung sollen KMU sowohl die 

Berichtsanforderungen zum Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz als auch zur CSRD-

Richtlinie abschließend erfüllen können. 





Beschluss  

der Wirtschaftsministerkonferenz 

aufgrund der Amtschefskonferenz  

am 22. November 2023 

in Berlin 

 

 

 

Punkt 6 der Tagesordnung: 
Reallabore (regulatorische Experimentierräume) 

 

 

Die Wirtschaftsministerkonferenz nimmt den Bericht des Bundesministeriums für 

Wirtschaft und Klimaschutz zur Kenntnis. 

 





Beschluss  

der Wirtschaftsministerkonferenz 

aufgrund der Amtschefskonferenz  

am 22. November 2023 

in Berlin 

 

 

 

Punkt 7 der Tagesordnung: 
Reisen für Alle 

 

 

Die Wirtschaftsministerkonferenz nimmt den Bericht des Bundesministeriums für 

Wirtschaft und Klimaschutz zur Kenntnis. 

 





Beschluss  

der Wirtschaftsministerkonferenz 

aufgrund der Amtschefskonferenz  

am 22. November 2023 

in Berlin 

 

 

 

Punkt 8 der Tagesordnung: 
Stabilitätsanker, Innovationstreiber, Jobgarant: Mittelstand und Handwerk  
für die Zukunft aufstellen 
[Schwerpunktthema 2024] 

 

 

1. Mittelstand und Handwerk sind das Rückgrat der deutschen Wirtschaft. Der 

Mittelstand ist „Ausbilder der Nation“ und Arbeitsplatzgarant, bringt 

flächendeckendes Wachstum in alle Landesteile und fungiert mit seinen vielen 

Weltmarktführern als Innovationsmotor. Zusammen mit den erfolgreichen „Global 

Playern“ bildet der Mittelstand ein wettbewerbsfähiges Netzwerk, das weltweit 

seinesgleichen sucht. Viele Mittelständler übernehmen über eine erfolgreiche 

Geschäftstätigkeit hinaus auch gesellschaftliche Verantwortung für Beschäftigte und 

ihre Heimatregion. Das „Modell Mittelstand“ ist prägend für den Wirtschaftsstandort 

Deutschland und soll es auch bleiben. 

2. Zentrale Aufgabe der Wirtschaftspolitik muss es nach Auffassung der Wirtschafts-

ministerkonferenz sein, kleinen und mittleren Unternehmen zukunftsfähige Rahmen-

bedingungen und passgenaue Unterstützung zu bieten. Dies gilt umso mehr, als der 

Mittelstand aktuell mit großen Herausforderungen konfrontiert ist. Die Erreichung 

der Klimaschutzziele, die damit verbundene Notwendigkeit eines verstärkt 

ökologisch nachhaltigen Wirtschaftens und die Dekarbonisierung von Produktions-

prozessen machen in den mittelständischen Unternehmen Investitionen und 

organisatorische Änderungen erforderlich. Die am Standort Deutschland im 

internationalen Vergleich hohen Energiepreise und die nicht ausreichend  

 



- 2 - 
 
 
 

 

mittelstandsfreundliche Steuergestaltung, der Fach- bzw. Arbeitskräftemangel und 

immer zahlreichere Belastungen durch bürokratische Vorgaben sowie 

Dokumentations- und Berichtspflichten erschweren es den Unternehmen, ihre 

Wettbewerbsfähigkeit zu erhalten und sich mit Innovationen und Investitionen gut 

für die Zukunft aufzustellen. 

3. Die hohen Energiekosten haben sich zu einem Standortnachteil für den Mittelstand 

entwickelt. Dadurch werden Finanzmittel entzogen, die für Innovationen und 

Investitionen in den Unternehmen fehlen, die internationale Wettbewerbsfähigkeit 

beeinträchtigt, vielfach wirtschaftliche Existenzen gefährdet und Abwanderung 

riskiert. Die Wirtschaftsministerkonferenz fordert die Bundesregierung daher auf, 

weitere Anstrengungen zur Senkung der Energiekosten auch für mittelständische 

Unternehmen zu veranlassen. Die Unternehmen dürfen nicht einseitig mit den 

Kosten für den notwendigen Aus-, Um- und Rückbau der Strom- und Gasnetze 

belastet werden. Hier droht eine im internationalen Wettbewerb einzigartige 

Kostenbelastung der mittelständischen Wirtschaft, für die die Bundesregierung und 

die Länder zeitnah eine gemeinsame Lösung finden müssen. 

4. Ein wichtiger Baustein zukunftsfähiger Rahmenbedingungen für Mittelstand und 

Handwerk ist ein Steuersystem, das den im internationalen Wettbewerb stehenden 

Unternehmen entsprechend mittelstandsfreundliche Steuerregelungen bietet und aber 

auch dem Mittelstand und Handwerk insgesamt die notwendigen Spielräume für 

Zukunftsinvestitionen belässt. 

5. Die notwendigen Arbeits- und Fachkräfte zu gewinnen, zu qualifizieren und zu 

halten, gehört angesichts eines durch den demographischen Wandel schrumpfenden 

Arbeitskräftepotenzials zu den größten Herausforderungen für den Mittelstand. Dazu 

muss zum einen das Arbeitskräfteangebot durch passgenaue, auch für den 

Mittelstand praktikable Regelungen zur Fachkräfteeinwanderung erhöht werden. 

Zum anderen muss das bereits heute vorhandene Arbeitskräftepotenzial in 

Deutschland noch besser erschlossen werden. Auch eine Steigerung der 

Erwerbstätigenquote von Frauen trägt dazu bei. Eine zentrale Rolle spielt dabei die 

Vereinbarkeit von Familie und Beruf durch entsprechende moderne, flexible und 

attraktive Betreuungsangebote. Berufliche Bildung ist eine weitere Schlüsselgröße,  
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um die Chancen von digitalem und technologischem Fortschritt zu nutzen und auf 

diesem Weg das Leistungsvermögen des Fachkräftepotenzials optimal zu entwickeln. 

Es gilt, noch mehr junge Menschen für einen Ausbildungsberuf zu begeistern und auf 

hohem technologischem Niveau zu befähigen.  

6. Mittelständische Unternehmen können an einem lohn- und energiekostenintensiven 

Standort wie Deutschland ihre Wettbewerbsfähigkeit mittel- und langfristig nur 

sichern, wenn es ihnen gelingt, auf den Märkten Vorsprunggewinne durch 

Innovationen und Zukunftsinvestitionen zu erwirtschaften. Nach Auffassung der 

Wirtschaftsministerkonferenz gilt es deshalb, den Mittelstand in seiner 

Innovationsfähigkeit bei Produkten, Prozessen und Geschäftsmodellen und gerade 

auch bei den wichtigen Zukunftsthemen Digitalisierung, Künstliche Intelligenz, 

Robotik und ressourceneffiziente Produktion noch intensiver zu unterstützen. 

7. Die Wirtschaftsministerkonferenz hält Existenzgründungen sowie Startups für einen 

unerlässlichen Baustein, wenn es darum geht, das Fundament an mittelständischen 

Unternehmen in Deutschland zu erhalten und möglichst zu verbreitern. Gründungen 

in technologieintensiven, innovativen und digitalen Bereichen schaffen dauerhaft 

moderne Arbeitsplätze und sichern langfristig internationale Wettbewerbsfähigkeit. 

Gleichzeitig gilt es, Gründungen und Unternehmensnachfolgen in klassischen 

Branchen wie Handel, Handwerk, Hotel- und Gaststättengewerbe sowie den freien 

Berufen angesichts deutschlandweit rückläufiger Gründerzahlen noch besser zu 

unterstützen. 

8. Mittelständische Unternehmen sind zwar vielfach international sehr erfolgreich, 

stehen aber oft auch vor besonderen Herausforderungen. Exportchancen werden 

deshalb von vielen Unternehmen noch nicht in dem Maße wahrgenommen, wie es 

wünschenswert wäre. Die Wirtschaftsministerkonferenz ist der Auffassung, dass der 

Mittelstand Unterstützung durch eine passgenaue Außenwirtschaftsförderung 

benötigt. Es gilt, das vorhandene Instrumentarium auszubauen und weiter zu 

optimieren. 

9. Die Wirtschaftsministerkonferenz fordert die Bundesregierung auf, mehr Freiräume 

für Innovationen, Investitionen und Eigeninitiative im Mittelstand als entscheidende 

Voraussetzungen für unternehmerischen Erfolg und wirtschaftliche Dynamik zu  
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ermöglichen. Ziel der Mittelstandspolitik muss es sein, Bürokratiekosten etwa durch 

Berichts- und Dokumentationspflichten sowie Erfüllungskosten durch gesetzliche 

Anforderungen insgesamt spürbar zu reduzieren und neue zu verhindern. Die 

Wirtschaftsministerkonferenz hält insbesondere schnellere, leichtere und digitale 

Genehmigungen für Unternehmensvorhaben für unerlässlich und betont, dass Bund 

und Länder den Pakt für Planungs-, Genehmigungs- und Umsetzungsbeschleunigung 

umsetzen und dabei auf Belange des Mittelstands achten. 

10. Mittelstand und Handwerk sind Innovationstreiber der deutschen Wirtschaft und 

spielen eine entscheidende Rolle bei der Erreichung der klimapolitischen Ziele. Die 

Vielfalt, die regionale Verankerung und die Fähigkeit, flexibel auf neue 

Herausforderungen zu reagieren, machen sie zu wichtigen Wegbereitern hin zu einer 

nachhaltigen und klimaneutralen Wirtschaft. Die klimaneutrale Transformation kann 

nur gelingen, wenn Mittelstand und Handwerk die Chance erhalten, ein Teil davon 

zu sein. Mittelstand und Handwerk müssen daher bei Unterstützungsangeboten und 

anderen politischen Maßnahmen angemessen Berücksichtigung finden. Zukünftige 

Fördermaßnahmen sollten gezielt auch KMUs bei ihren Transformationsprozessen 

unterstützen. 

11. Die Wirtschaftsministerkonferenz bittet das Bundesministerium für Wirtschaft und 

Klimaschutz, zur Amtschefs- und Wirtschaftsministerkonferenz im Frühjahr 2024 zu 

den Themenkomplexen „Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit für Mittelstand und 

Handwerk durch Senkung der Energiekosten und mittelstandsfreundliche 

Steuerregelungen“ (Nummer 3), „Erleichterung der Fach- und Arbeitskräfte-

gewinnung für den Mittelstand“ (Nummer 5), „Förderung von Innovationen und 

Investitionen bei Mittelstand und Handwerk“ (Nummer 6), „Erleichterung von 

Existenzgründung und Unternehmensnachfolge“ (Nummer 7), „Außenwirtschaft“ 

(Nummer 8), „Entlastung für kleine und mittlere Unternehmen durch wirksamen 

Bürokratieabbau und Genehmigungsbeschleunigung“ (Nummer 9) und „klima-

neutrale Transformation“ (Nummer 10) zu berichten. 

 



Beschluss  

der Wirtschaftsministerkonferenz 

aufgrund der Amtschefskonferenz  

am 22. November 2023 

in Berlin 

 

 

 

Punkt 9 der Tagesordnung: 
Respekt für Lebensmittel - Für einen nachhaltigen und ressourcenschonenden Umgang 

 

 

1. Die Wirtschaftsministerkonferenz nimmt den Beschluss der Umweltminister-

konferenz vom 12. Mai 2023 zur Kenntnis. 

2. Die Wirtschaftsministerkonferenz hält das Thema „Respekt für Lebensmittel – Für 

einen nachhaltigen und ressourcenschonenden Umgang“ für wichtig. Ebenso wichtig 

ist die Versorgungssicherheit der Verbraucherinnen und Verbraucher. 

3. Die Wirtschaftsministerkonferenz erkennt an, dass durch Verbesserung der Prozesse 

und Strukturen entlang der Wertschöpfungskette die Verluste von Lebensmitteln in 

Handel und Außer-Haus-Verpflegung bereits erheblich reduziert wurden. 

4. Die Wirtschaftsministerkonferenz teilt die Ansicht, dass gemeinnützige 

Organisationen bei der Weitergabe von gespendeten Lebensmitteln umfassend 

unterstützt werden sollen. 

5. Die Wirtschaftsministerkonferenz schließt sich der Auffassung der Umweltminister-

konferenz an, dass weitere Maßnahmen ergriffen werden müssen, um einen 

nachhaltigen und ressourcenschonenden Umgang mit Lebensmitteln zu intensivieren. 

6. Die Wirtschaftsministerkonferenz ist der Ansicht, dass die freiwilligen Selbst-

verpflichtungen von Lebensmitteleinzelhandel und -produktion sowie der 

Gastronomie sowie die mit dem BMEL im Rahmen der Dialogforen erarbeiteten  

  



- 2 - 
 
 
 

bzw. bereits geschlossenen Pakte wirkungsvoll sind. Die jüngsten Entwicklungen 

haben gezeigt, dass die von den Unternehmen ergriffenen Maßnahmen bereits zu 

einem nachhaltigeren und ressourcenschonenderen Umgang geführt haben. 

7. Die Wirtschaftsministerkonferenz verweist auf die bereits zahlreichen und vielfältig 

ansetzenden Initiativen auf EU-Ebene zur Erreichung des Ziels für nachhaltige 

Entwicklung Nummer 12.3 bis 2030. Auch der laufenden Diskussion zu Vorschlägen 

der Kommission im Rahmen der Überarbeitung der Abfall-Rahmenrichtlinie 

2008/98/EG (BR-Drs.: 481/23; dort: Artikel 9a)) sollte national nicht vorgegriffen 

und über EU-Vorgaben national nicht hinausgegangen werden. 

 



Beschluss  

der Wirtschaftsministerkonferenz 

aufgrund der Amtschefskonferenz  

am 22. November 2023 

in Berlin 

 

 

 

Punkt 10 der Tagesordnung: 
Transformationsprozesse am Beispiel des Kohleausstiegs evaluieren   
und gleichstellungsrelevante Erkenntnisse für die Zukunft gewinnen 

 

 

1. Die Wirtschaftsministerkonferenz nimmt den Beschluss der 33. Konferenz der 

Gleichstellungs- und Frauenministerinnen und -minister, -senatorinnen und  

-senatoren der Länder (GFMK) vom 15./16. Juni 2023 zu TOP 5.2 „Trans-

formationsprozesse am Beispiel des Kohleausstiegs evaluieren und gleich-

stellungsrelevante Erkenntnisse für die Zukunft gewinnen“ zur Kenntnis. 

2. Die Wirtschaftsministerkonferenz betont die Bedeutung der wissenschaftlichen 

Begleitung des finanziell und politisch geförderten Strukturwandelprozesses in den 

Kohleregionen sowie der Evaluierung entsprechender Fördermaßnahmen. Neben der 

rein ökonomischen Perspektive sind hierbei auch ökologische und soziale Aspekte  

– wie auch gleichstellungsrelevante Entwicklungen – von Bedeutung, um bei 

nachteiligen Entwicklungen entgegensteuern zu können und Erkenntnisse für weitere 

Transformationsprozesse zu gewinnen. 

3. Die Wirtschaftsministerkonferenz bekennt sich zum Ziel der Geschlechter- 

gleichstellung als Nachhaltigkeitsziel der UN-Agenda 2030 (Sustainable 

Development Goal 5). Die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen – unter anderem 

am wirtschaftlichen Leben – wird fortwährend unterstützt. 

 





Beschluss  

der Wirtschaftsministerkonferenz 

aufgrund der Amtschefskonferenz  

am 22. November 2023 

in Berlin 

 

 

 

Punkt 11 der Tagesordnung: 

Länder-Kofinanzierung von Bundesprogrammen 

 

 

1. Die Wirtschaftsministerkonferenz nimmt den Bericht des Bundesministeriums für 

Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) zur Kenntnis. Die Länder begrüßen die 

Initiative des BMWK, die neu geschaffenen beihilferechtlichen Möglichkeiten durch 

die Änderungen in der Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung (AGVO) und im 

Temporary Crisis and Transition Framework (TCTF) in die Umsetzung auf nationaler 

Ebene zu bringen. 

2. Die gesamtdeutsche Wirtschaft und Industrielandschaft steht unter einem massiven 

Transformationsdruck. Damit Deutschland als innovations- und klimafreundlicher 

Standort im globalen Wettbewerb weiterhin bestehen und seine Arbeitsplätze 

nachhaltig sichern kann, müssen die neuen beihilferechtlichen Spielräume 

zielgerichtet umgesetzt und in eine für die Wirtschaft möglichst breit angelegte 

Investitionsoffensive überführt werden. Die Länder erkennen an, dass der Bund bereit 

ist, Haushaltsmittel für die Umsetzung im beachtlichen Umfang zur Verfügung zu 

stellen.  

3. Transformation betrifft alle Regionen und kann nur dann erfolgreich bewältigt werden, 

wenn alle Regionen mitgenommen und gleichermaßen unterstützt werden. Mit Blick 

auf die zeitlich ambitionierten Ziele des European Green Deals und deren Gelingen ist 

es nach Auffassung der Länder unverzichtbar, auf bereits vorhandene industrielle 

Strukturen und bestehende Forschungs- und Entwicklungsnetzwerke in allen Regionen  
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zurückzugreifen. Die Länder fordern im Sinne der Ziele des Green Deals, 

Innovationen und Technologien ohne Vorfestlegung zu unterstützen, welche in der 

gesamten Breite der Wirtschaft eine Transformation in Richtung Klimaneutralität und 

Energieeffizienz sicherstellen. Dies ist eine Voraussetzung, um der Dynamik des 

weltweiten Wettbewerbs angemessen Rechnung zu tragen und die Zugänglichkeit von 

Förderprogrammen, insbesondere für kleine und mittlere Unternehmen zu erhöhen. 

4. Die internationale Konkurrenz um Zukunftsinvestitionen wird härter. So ist 

zunehmend zu beobachten, dass wichtige Ansiedlungen an Deutschland vorbei 

realisiert werden. Hiesige Unternehmen stehen im harten Konkurrenzkampf mit Asien 

und den USA und machen Investitionsentscheidungen letztlich auch von direkten und 

indirekten Investitionszuschüssen abhängig. Deutschland, mit seiner starken 

industriellen Basis, ist auf die Neuansiedlung von innovativen Schlüsseltechnologien 

und der zukunftsweisenden Transformation seiner hiesigen Unternehmen angewiesen, 

um den Anschluss an neue Wertschöpfungsketten nicht zu verlieren. Die Länder 

stellen fest, dass der TCTF einen kraftvollen beihilferechtlichen Rahmen bietet, der 

sehr volumenstarke Förderprogramme ermöglicht, um in Sektoren mit besonders 

starkem internationalem Standortwettbewerb ein europäisches Förderangebot zu 

schaffen. Anstatt den Subventionswettlauf weiter anzuheizen gilt es, die Kräfte zu 

bündeln und in strategisch wichtigen Zukunfts- und Transformationstechnologien 

Unterstützungsmaßnahmen für die gesamte Wirtschaft zielgerichtet auf den Weg zu 

bringen. In der Umsetzung muss sichergestellt werden, dass alle Regionen 

gleichermaßen die Möglichkeit haben die neuen Spielräume zu nutzen.  

5. Voraussetzung für eine gemeinsame finanzielle Lastenverteilung zwischen Bund und 

Ländern ist es, dass zur Ausgestaltung der Programme – in finanzieller sowie auch in 

technologischer Hinsicht – eine enge Abstimmung stattfindet. Eine Kofinanzierung 

von Bundesprogrammen, auf deren Ausgestaltung die Länder keinen Einfluss haben, 

lehnen die Länder ab.  

Für die Kofinanzierung aus den Landeshaushalten wären zudem die haushalts-

rechtlichen Gegebenheiten der Länder zwingend zu berücksichtigen. Unterjährige 

Finanzierungszusagen in der angedachten Höhe sind mit einer transparenten  
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Haushaltsaufstellung nicht vereinbar, eine Veranschlagung von neuen 

Kofinanzierungsmitteln „auf Verdacht“ wiederum scheidet schon mangels 

Bestimmtheit aus und dürfte auch dem Kontroll- und Aufsichtsbedürfnis der 

Abgeordneten der Landesparlamente zuwiderlaufen. Die Länder weisen insofern auch 

darauf hin, dass für die Vorsorge in den Landeshaushalten entsprechender Vorlauf 

notwendig ist. 

6. Die Länder bitten den Bund um eine enge Abstimmung der weiteren 

Umsetzungsschritte mit den Ländern und um erneuten Bericht in der nächsten Sitzung 

der Wirtschaftsministerkonferenz. 

 





Beschluss  

der Wirtschaftsministerkonferenz 

aufgrund der Amtschefskonferenz  

am 22. November 2023 

in Berlin 

 

 

 

 

Punkt 12 der Tagesordnung: 
Validierung einer zentralen maschinenlesbaren Datengrundlage der selbstständig   
tätigen Unternehmen 

 

 

1. Die Wirtschaftsministerkonferenz begrüßt das Ziel des IT-Planungsrat-Projektes 

"Gesamtsteuerung Registermodernisierung", bis Ende 2025 in Deutschland eine 

nationale technische Architektur (National-Once-Only-Technical System; kurz 

NOOTS) mit Anbindung an das europäische Once-Only-Technical-System  

(EU-OOTS) für den nationalen und grenzüberschreitenden Nachweisdatenaustausch 

u. a. in der digitalen unternehmensbezogenen Leistungsverwaltung zu implemen-

tieren. Sie bekräftigt, dass die digitale Transformation der Wirtschaftsverwaltung und 

deren strategische Verzahnung im Rahmen der föderalen IT-Architekturentwicklung 

in Deutschland wichtige Aufgaben der Wirtschaftsministerkonferenz darstellen. 

2. Die Wirtschaftsministerkonferenz weist darauf hin, dass mit dem Basisregister für 

Unternehmensstammdaten künftig eine zentrale Komponente zur Verfügung stehen 

wird, mit deren Hilfe Sachverhalte zu einem Unternehmen, die in bestimmten 

Verfahren nachzuweisen sind, abgerufen werden können. Sie unterstützt daher die 

Initiative des Umsetzungsprojekts „Anschluss nationaler dezentraler Register an das 

europäische System mittels zentraler Komponenten (Gewerbeverzeichnis)“ im 

Rahmen des IT-Planungsrat-Projekts "Gesamtsteuerung Registermodernisierung".  
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Hierbei sollen verschiedene in Deutschland bestehende Datenquellen (einschließlich 

der Steuerverwaltung) validiert werden, um entsprechend des IT-Planungsrat-

Beschlusses vom 17. März 20211 eine zentrale maschinenlesbare Datengrundlage der 

selbstständig tätigen Unternehmen im Wirtschaftsverwaltungsvollzug bereitstellen zu 

können. Die Anbindung dezentral geführter Register soll am Beispiel dafür 

geeigneter Register pilotiert werden. Die dezentral geführten Gewerbeverzeichnisse 

sind für diesen Zweck nicht geeignet. Die Wirtschaftsministerkonferenz bittet das 

Land Nordrhein-Westfalen zu ihrer nächsten Sitzung über die Projektergebnisse zu 

berichten. 

 

                                                 

1 Vgl. Beschluss 2021/05 des IT-Planungsrates, Ziffer 2  
    https://www.it-planungsrat.de/beschluss/beschluss-2021-05 . 

https://www.it-planungsrat.de/beschluss/beschluss-2021-05


Beschluss  

der Wirtschaftsministerkonferenz 

aufgrund der Amtschefskonferenz  

am 22. November 2023 

in Berlin 

 

 

 

 

Punkt 13 der Tagesordnung: 
Förderung von Austausch und gegenseitiger Unterstützung zwischen  
dem IT-Planungsrat und der Wirtschaftsministerkonferenz 
 

 

1. Die Wirtschaftsministerkonferenz nimmt den Bericht des IT-Planungsrats (IT-PLR) 

zur Kenntnis. 

2. Die Wirtschaftsministerkonferenz begrüßt und unterstützt grundsätzlich die Initiative 

des IT-Planungsrats, die Fachministerkonferenzen gemäß § 1 Absatz 6 des IT-Staats-

vertrags zu beteiligen und über relevante IT-PLR-Beschlüsse zu informieren, soweit 

deren Fachplanungen von den Entscheidungen des IT-Planungsrats betroffen werden. 

3. Die Wirtschaftsministerkonferenz dankt dem seitens des IT-Planungsrats für die 

Belange der Wirtschaftsministerkonferenz benannten Fachsprecher, Herrn Staatsrat 

Jan Pörksen (Hamburg, Chef der Senatskanzlei), für dessen Angebot und Wunsch, 

den Austausch mit der Wirtschaftsministerkonferenz zu intensivieren und die 

gegenseitige Unterstützung bei gemeinsamen Digitalthemen zu befördern. Sie 

möchte dies im Rahmen ihrer Möglichkeiten begleiten und unterstützen. 

4. Die Wirtschaftsministerkonferenz erklärt ihre Bereitschaft, Themen im Bereich der 

Digitalisierung von Verwaltungsleistungen, die die Zuständigkeit der Wirtschafts-

ressorts aller Länder betreffen, zu beraten und an einer möglichst einvernehmlichen 

und konstruktiven Lösung, wie bei der Nutzung von Einer-für-Alle(EfA)-

Onlinediensten, mitzuwirken. 
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5. Die Wirtschaftsministerkonferenz stellt fest, dass sie als Gremium der wirtschafts-

politischen Zusammenarbeit der Länder untereinander neben dem gegenseitigen 

Informations- und Erfahrungsaustausch das Ziel verfolgt, gemeinsames politisches 

Handeln im eigenen Bereich oder gegenüber dem Bund, insbesondere dem Bundes-

wirtschaftsministerium, zu artikulieren. Ihre Beschlüsse entfalten politische 

Bindungswirkung, soweit sie einstimmig gefasst werden. Die Wirtschaftsminister-

konferenz verfügt über keine Gesetzgebungskompetenzen, führt keine Gesetze aus 

und hat keine rechts- und fachaufsichtlichen Befugnisse gegenüber anderen 

öffentlichen Stellen, insbesondere nicht gegenüber Kommunen. 

6. Die Wirtschaftsministerkonferenz erklärt sich bereit, die Aufgaben des strategischen 

Steuerungskreises für Online-Dienste zu übernehmen, für die der Wirtschaftsbezug 

vorranging ist und die nach dem „Einer-für-Alle“-Ansatz (EfA) betrieben werden. 

Sie weist diese Aufgabe dem Bund-Länder-Ausschuss „E-Government in der 

Wirtschaft“ zu. Die Aufgaben des Steuerungskreises bestimmen sich nach den 

„Mindestanforderungen an den Betrieb von ‚Einer für Alle‘-Services“ gemäß  

IT-Planungsratsbeschluss 2023/07 vom 29.03.2023. 

7. Die Wirtschaftsministerkonferenz hält es für sinnvoll, auf bereits bestehenden 

Strukturen für die Verbreitung von EfA-Onlinediensten wie dem Marktplatz bei der 

FITKO oder dem Marktplatz GovDigital aufzusetzen und diese entsprechend weiter-

zuentwickeln. 

8. Die Wirtschaftsministerkonferenz bittet ihren Vorsitzenden, diesen Beschluss dem 

Vorsitzenden des IT-Planungsrats, dem fachpolitischen Sprecher des IT-Planungsrats 

für die Wirtschaftsministerkonferenz, Herrn Staatsrat Pörksen, der Minister-

präsidentenkonferenz sowie den übrigen Fachministerkonferenzen zu deren Kenntnis 

zu übermitteln. 

 



Beschluss  

der Wirtschaftsministerkonferenz 

aufgrund der Amtschefskonferenz  

am 22. November 2023 

in Berlin 

 

 

 

Punkt 14 der Tagesordnung: 
Zukunft der EU-Kohäsionspolitik nach 2027 

 

 

1. Die Wirtschaftsministerkonferenz betont die Wichtigkeit der EU-Kohäsionspolitik 

als Instrument zur Förderung der Stabilität und zugleich Unterstützung von Wandel 

und Transformation. Im Bereich des EFRE ist sie in Deutschland ein entscheidendes 

Instrument zur Förderung von Innovation und Wettbewerbsfähigkeit. Wie kaum ein 

anderer Politikbereich ist sie dabei zentral für die regionale Sichtbarkeit der EU und 

die Akzeptanz ihres politischen Handelns durch die Bürgerinnen und Bürger.  

2. Die Wirtschaftsministerkonferenz spricht sich klar für die Fortführung der 

Kohäsionspolitik in allen Regionen als vorausschauender Ansatz für eine präventive 

Strukturpolitik aus. Dies ist mehr denn je erforderlich, insbesondere angesichts der 

Herausforderungen im Bereich der grünen und digitalen Transformation, die auch die 

wirtschaftsstarken Regionen betreffen, und angesichts des globalen Wettbewerbs mit 

Themen wie Innovation, Infrastruktur und Standortbedingungen. Als wichtigstes 

Investitionsinstrument der EU sollte die Kohäsionspolitik im Mehrjährigen Finanz-

rahmen ab 2028 mit einer mindestens so hohen Finanzierung wie bisher zuzüglich 

Inflationsausgleich ausgestattet werden. 

3. Die Wirtschaftsministerkonferenz ist der Auffassung, dass auch nach der aktuellen 

Förderperiode 2021-2027 ein nach Entwicklungsstand differenziertes System von 

Regionenkategorien beibehalten werden sollte. Das System der drei Regionen-

kategorien in der aktuellen Förderperiode hat sich bewährt.   
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4. Die Wirtschaftsministerkonferenz betont die Notwendigkeit, die Kohäsionspolitik 

auf ihre EU-vertraglich vorgeschriebene Aufgabe, die Förderung des wirtschaft-

lichen, sozialen und territorialen Zusammenhalts, zu konzentrieren. Dies schließt die 

Unterstützung von Strukturwandelprozessen, wie derzeit durch den Just Transition 

Fund (JTF) adressiert, mit ein. Kurzfristig angelegte Kriseninterventionsinstrumente 

können die mittelfristig angelegten Strukturfonds sinnvoll ergänzen, erfordern jedoch 

vereinfachte Verfahren für Programmerstellung, -abwicklung, -monitoring und  

-prüfung, um dem Aspekt der Schnelligkeit gerecht zu werden. 

5. Die Wirtschaftsministerkonferenz fordert, dass die Kohäsionspolitik auch im Förder-

zeitraum ab 2028 durch Programme auf subnationaler (regionaler) Ebene umgesetzt 

wird. Nur so lassen sich regionale Bedarfe gezielt adressieren. Im Rahmen der 

Programmierung sollten die jeweiligen spezifischen Ziele flexibel hinsichtlich der 

Bedürfnisse des jeweiligen Programmgebiets definiert werden. Einschränkungen, 

wie durch die von der Kommission vorgelegten Investitionsleitlinien für die 

Mitgliedstaaten, haben sich aufgrund ihrer zu engen Analyse und Anwendung als 

kontraproduktiv erwiesen und werden abgelehnt.  

6. Die Wirtschaftsministerkonferenz bedauert die Absenkung der EU-Kofinanzierungs-

sätze in der Förderperiode 2021-2027. Für den Förderzeitraum ab 2028 sollte eine 

Anhebung der EU-Kofinanzierungssätze sowohl in den stärker entwickelten 

Regionen als auch in den Übergangsregionen mindestens um zehn Prozentpunkte im 

Vergleich zu den aktuell geltenden Sätzen erfolgen. 

7. Die Wirtschaftsministerkonferenz weist darauf hin, dass für die erfolgreiche und 

zeitnahe Umsetzung der Programme eine rechtzeitige Vorlage der genehmigten 

Rechtsakte für die Kohäsionspolitik essentiell ist. Eine so späte Genehmigung von 

Verordnungen und generellen Rahmenbedingungen wie in der Förderperiode 2021-

2027 darf sich im Förderzeitraum nach 2027 nicht wiederholen. Angesichts des stark 

verzögerten Programmbeginns sollte zudem eine Anwendung der n+3 Regelung auch 

für den Abschluss der Förderperiode 2021-2027 in Erwägung gezogen werden. 

8. Die Wirtschaftsministerkonferenz spricht sich dafür aus, die Erstellung der 

Programme und die Umsetzung der Strukturfonds dem Anspruch der  

EU-Kommission folgend noch deutlicher zu vereinfachen. Es bedarf schon aus  
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Subsidiaritätsgesichtspunkten einer Rückführung auf Vorgaben, die unmittelbar für 

eine erfolgreiche Programmumsetzung wichtig sind. Neue grundlegende Voraus-

setzungen oder andere Rahmenvorgaben insbesondere zu Nebenzielen werden 

abgelehnt. Die Wirtschaftsministerkonferenz schlägt darüber hinaus vor, eine 

Fortführung der aktuellen Programme in der nächsten Förderperiode mit 

Anpassungen (Programmänderungen) zu ermöglichen.  

9. Die Wirtschaftsministerkonferenz hält einen schlanken Fördervollzug in der Förder-

periode nach 2027 für erforderlich. Dazu sind eindeutige Anforderungen für die 

Erstellung und Umsetzung der Programme frühzeitig festzulegen. Die Wirtschafts-

ministerkonferenz bekennt sich zur Einhaltung der Querschnittsziele (Gleichstellung, 

Nichtdiskriminierung und Nachhaltigkeit) und zum Klimaschutz in den Programmen. 

Sie betont jedoch, dass Überlappungen und methodische Unklarheiten vermieden 

werden müssen, damit die Umsetzung nicht im Widerspruch zur insgesamt 

erforderlichen Vereinfachung steht. Diese haben zu starken Verzögerungen beim 

Programmstart der aktuellen Förderperiode geführt, was sich nicht wiederholen darf. 

Die Wirtschaftsministerkonferenz betont in diesem Zusammenhang zudem die 

Notwendigkeit, Begünstigte von Verwaltungsaufwand zu entlasten.   

10. Die Wirtschaftsministerkonferenz weist darauf hin, dass kleinere Programme 

aufgrund der geringen Mittelausstattung durch Nachweis- und Prüfpflichten im 

Verhältnis besonders belastet sind. Sie hält es daher für besonders wichtig, die 

Anforderungen an kleine Programme beispielsweise mittels Relevanzschwellen zu 

verringern. 

11. Die Wirtschaftsministerkonferenz fordert als weitere konkrete Entlastung eine 

Reduzierung der vorgeschriebenen Datenerfassungen, einschließlich der Daten zu 

wirtschaftlichen Eigentümern. Die Nutzung des Tools ARACHNE im Rahmen des 

Risikomanagements der Programme sollte auch künftig freiwillig bleiben. 

12. Die Wirtschaftsministerkonferenz ist der Ansicht, dass es einer Überarbeitung der 

derzeitigen EU-Definition kleiner und mittlerer Unternehmen (KMU-Definition) 

bedarf. Die Definition spielt eine wesentliche Rolle, wenn Unternehmen Zugang zu 

Strukturfondsmitteln haben wollen, die für KMU vorgesehenen sind. Die Grenzwerte 

in der KMU-Definition der EU erscheinen beispielsweise angesichts der hohen  
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Inflation der vergangenen Jahre aber nicht mehr zeitgemäß. Die Mittel-

standsdefinition sollte daher aktualisiert werden, um den tatsächlichen Größen-

verhältnissen der Unternehmen, auch mit Blick auf den Zugang zu Struktur-

fondsmitteln, Rechnung zu tragen. 

13. Die Wirtschaftsministerkonferenz weist darauf hin, dass die Europäische Territoriale 

Zusammenarbeit (Interreg) das Instrument der Kohäsionspolitik ist, mit dem Heraus-

forderungen angegangen werden können, die über nationale Grenzen hinausgehen 

und mit dessen Hilfe gemeinsam das Potenzial unterschiedlicher Regionen 

erschlossen werden soll.  

14. Die Wirtschaftsministerkonferenz spricht sich für eine Stärkung und angemessene 

finanzielle Ausstattung mit zusätzlichen Investitionsmitteln innerhalb von Interreg 

sowie eine Anhebung des EU-Kofinanzierungssatzes auf mindestens 85 Prozent aus, 

um den Zusammenhalt in der Union langfristig zu sichern. Sie betont ferner die 

Notwendigkeit, gegenüber der EU-Kommission für die Beibehaltung der Gebiets-

kulissen zu werben. 

15. Die Wirtschaftsministerkonferenz bittet ihren Vorsitzenden, die Generaldirektion für 

Regional- und Stadtentwicklung der Europäischen Kommission, den Ausschuss für 

regionale Entwicklung des Europäischen Parlaments und die Fachkommission für 

Kohäsionspolitik und EU-Haushalt des Europäischen Ausschusses der Regionen von 

diesem Beschluss zu unterrichten. 
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